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BK11-24-020 – Antrag der Telekom Deutschland GmbH auf Erlass einer Entscheidung 

im Streitbeilegungsverfahren über die Mitnutzung von Netzinfrastruktur in Gebäuden  

 

Sehr geehrte Frau Herchenbach-Canarius, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die Telekom Deutschland GmbH hat im Verfahren BK11-24-020 beantragt, die 

Antragsgegnerin zu verpflichten, der Antragstellerin die Mitnutzung der Glasfaserverkabelung 

in dem Gebäude zu gewähren (Antrag zu 1.) und festzulegen, dass der Zugang gem. Ziffer 1 

zu den Bedingungen des Vorleistungsvertrags in Anlage AS 1 zu gewähren ist (Antrag zu 2.). 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme und möchten zu den 

verfahrensgegenständlichen Anträgen wie folgt Stellung nehmen: 

 

Die von der Antragstellerin gestellten Anträge sind von der Beschlusskammer 11 abzulehnen. 

 

I. Unvollständiger Antrag 

 

Der Antrag auf Streitbeilegung ist mangels vollständigem Mitnutzungsantrag unzulässig. Die 

Antragstellerin hat bei der Antragsgegnerin keinen den Anforderungen aus § 147 Abs. 2 S. 2 

TKG genügenden Mitnutzungsantrag gestellt, der die Frist gem. § 149 Abs. 1 Nr. 4 TKG zur 

Anrufung der Streitbeilegungsstelle der Bundesnetzagentur in Gang setzt. 
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Die Bundesnetzagentur kann als nationale Streitbeilegungsstelle nach § 211 TKG in 

Verbindung mit § 214 TKG erst dann angerufen und eine verbindliche Entscheidung beantragt 

werden, wenn innerhalb von zwei Monaten ab Eingang des Antrags (bei der Antragsgegnerin) 

keine Vereinbarung über die Mitnutzung nach § 145 Absatz 2 und 3 TKG zustande kommt. 

Welche Anforderungen an den bei der Antragsgegnerin einzureichenden Antrag erfüllt sein 

müssen, wird in § 147 Abs. 2 S. 2 TKG konkretisiert. Danach müssen alle 

entscheidungsrelevanten Informationen vom Antragsteller vorgelegt werden, d.h. zu einem 

vollständigen Antrag gehören Angaben über die konkret zur Mitnutzung beanspruchten 

gebäudeinternen Netzinfrastrukturen sowie Angaben dazu, dass und welche Endnutzer-

Anschlüsse damit hergestellt werden sollen („Art und Umfang der beantragten Mitnutzung“). 

Mit dem Begriff des „Endnutzers“ im Sinne von § 145 Abs. 1, Abs. 2 TKG ist nur ein konkreter 

Endkunde gemeint, den der Netzbetreiber mit einem konkreten Telekommunikationsdienst 

versorgt bzw. versorgen möchte. 

Diese Voraussetzungen sind nicht erfüllt. 

Die Antragstellerin hat bisher – trotz mehrfacher Aufforderung - keine konkreten Endnutzer-

Anschlüsse benannt, sondern nur pauschal die Mitnutzung der gesamten gebäudeinternen 

Netzinfrastruktur beantragt. 

II. Vorleistungsvertrag der Antragstellerin nicht anordnungsfähig 

Die Antragstellering beantragt, einen dem Streitbeilegungsantrag beigefügten eigenen 

Vertragsentwurf zum Gegenstand der Anordnung durch die Bundesnetzagentur zu machen. 

Ein solcher Antrag ist darüber hinaus unbegründet. Ein abstrakt-genereller 

„Vorleistungsvertrag“ kann seitens der Bundesnetzagentur nicht angeordnet werden. 

Beschlüsse im Rahmen der Streitbeilegung sind stets auf einen konkreten Lebenssachverhalt 

beschränkt, an dem es aber bei dem in Rede stehenden abstrakt-generellen 

Vorleistungsvertrag jedoch gerade fehlt. Jede über den konkreten Lebenssachverhalt 

hinausgehende Entscheidung liegt außerhalb der Entscheidungsbefugnis der 

Bundesnetzagentur. 

Ferner würde eine Festlegung abstrakt-genereller Zugangsbedingungen durch die 

Bundesnetzagentur erheblich in die Privatautonomie der Parteien eingreifen und einer Ex-

ante-Regulierung für den Zugang zu gebäudeinternen Netzinfrastrukturen gleichkommen. 

Mit einer Festlegung, die über den konkreten Einzelfall- bzw. Endnutzerbezug hinausgeht, also 

etwa für alle Leitungen in bestimmten Gebäuden oder erst recht für alle Inhouse-

Verkabelungen eines bestimmten Telekommunikationsnetzbetreibers, würde der vom 

Gesetzgeber intendierte Vorrang individueller Verhandlungen von Zugangsbedingungen und 

einer Einigung auf dem Verhandlungsweg faktisch konterkariert. 



   
 

   
 

3 

Der Vollständigkeit halber möchten wir anmerken, dass wir die von der Antragstellerin 

behaupteten Ausführungen der Beschlusskammer 11 (in der mündlichen Verhandlung im 

Verfahren BK11-24-001 am 13. März 2024) so nicht in Erinnerung haben. 

In unserer Erinnerung wies die Beschlusskammer 11 darauf hin, dass sie eine 

Streitbeilegungsstelle sei und Entscheidungen der Beschlusskammer immer nur antrags- und 

einzelfallbezogen, seien. Ein Mitnutzungsantrag sei vorrangig auf dem Verhandlungsweg zu 

realisieren. Grundsätzlich würde sie daher einen zwischen den Parteien ausgehandelten 

Rahmenvertrag, der nach der subjektiven Vorstellung der Beteiligten „fair“ sei (nur das sei 

dann der relevante Maßstab), begrüßen. Einer einseitigen (hoheitlichen) Anordnung und 

anschließenden Verbindlicherklärung eines Rahmenvertrages erteilte sie eine klare Absage. 

Sie sei nicht für eine ex ante-Regulierung zuständig. 

 

Vor diesem Hintergrund darf vermutet werden, dass die Antragstellerin eine Art 

„Standardangebot für gebäudeinterne Netzinfrastruktur“ schaffen möchte. Ein solcher von der 

Bundesnetzagentur genehmigter Vertrag würde ihr zukünftig die Möglichkeit geben, sämtliche 

Mitnutzungsvereinbarungen mit Betreibern von gebäudeinternen Netzinfrastrukturen – unter 

Verweis auf die hiesige Entscheidung - zu ihren Konditionen zu gestalten. 

Die Unterstützung dieses Vorgehens durch die Anerkennung eines solchen 

“"Standartangebots” der Antragsstellerin muss daher vermieden werden.  

Mit freundlichen Grüßen 

Henrik Harings                                                      Lisa Müller 

Leiter Regulierungsverfahren & Justiziariat          Referentin für Recht & Regulierung 


